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Änderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 642 bis 645:
können. Wir wollen das Recht auf Wohnen ins Grundgesetz aufnehmen. Knapp 700.000

Menschen sind derzeit wohnungslos in Deutschland, darunter immer mehr Frauen und mehr 

Familien. Um diesen Zustand zu beenden, wollen wir ein Nationales Aktionsprogramm zur

Vermeidung und Bewältigung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit auflegen. Dabei setzen wir

wo immer möglich auf eine dauerhafte würdevolle Unterbringung, die Privatsphäre sicherstellt,

statt auf Gemeinschaftsunterkünfte.

Begründung

Ein solcher Nationaler Aktionsplan ist zu begrüßen, allerdings lässt er völlig offen, mit welcher

Stoßrichtung er operiert. Bei der Bekämpfung von Obdachlosigkeit erfolgreiche Länder wie Finnland

setzen dabei auf das Konzept Housing First. Die in Deutschland noch vielerorts üblichen

Gemeinschaftsunterkünfte schrecken hingegen viele Betroffene ab, sie gelten teilweise als

unsicher, sie bieten selten die Möglichkeit zum Zusammenleben von Familien und Mitführen von

Haustieren. Sie stellen während einer Pandemie zudem ein Sicherheitsrisiko dar! Notschlafstellen

ohne Tagesaufenthaltsmöglichkeit retraumatisieren Obdachlose außerdem dadurch, dass sie jeden

morgen erneut auf die Straße gesetzt werden. Menschenwürde geht anders!

Wir haben zu anderen Fragen ganze Kapitel oder Unterkapitel. Obdachlose sind mit die

schwächsten Glieder unserer Gesellschafter, sie verdienen mehr als 2-3 Sätze in einem Programm

das von sich sagt: "Alles ist drin"! Sie verdienen Klarheit, was die Grünen sie bezüglich planen und

vorhaben.
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